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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1976 Ausgegeben am 13. Juli 1976 105. Stück

347. Verordnung: Einstufungsprüfung als Voraussetzung für die Aufnahme in die Schule und
Aufnahmsprüfung als Voraussetzung für den Übertritt in eine andere Schul-
art

3 4 8 . Verordnung: Höhe der Monatsraten der Remunerationen für Lehraufträge an Hochschulen

3 4 7 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 15. Juni 1976
über die Einstufungsprüfung als Voraus-
setzung für die Aufnahme in die Schule und
die Aufnahmsprüfung als Voraussetzung für

den Übertritt in eine andere Schulart

Auf Grund der §§ 3, 29 und 30 des Schul-
unterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1974, wird
verordnet:

1. ABSCHNITT

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt — soweit im
Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist — für Ein-
stufungsprüfungen als Voraussetzung für die
Aufnahme in die Schule gemäß § 3 des Schul-
unterrichtsgesetzes und die Aufnahmsprüfung
als Voraussetzung für den Übertritt in eine
andere Schulart oder eine andere Form oder
Fachrichtung einer Schulart gemäß §§ 29 und 30
des Schulunterrichtsgesetzes.

(2) Vom Geltungsbereich dieser Verordnung
ausgenommen sind Einstufungsprüfungen an
Berufsschulen gemäß § 3 Abs. 7 des Schul-
unterrichtsgesetzes und Aufnahmsprüfungen in
die erste Stufe einer Hauptschule (Erster Klassen-
zug), einer mittleren oder einer höheren Schule.

Zweck der Einstufungsprüfung und der Auf-
nahmsprüfung

§ 2. (1) Die Einstufungsprüfung dient der Fest-
stellung, ob die Vorbildung des Aufnahmsbewer-
bers für die angestrebte Schulstufe ausreicht.

(2) Die Aufnahmsprüfung dient der Feststel-
lung, ob der Übertrittsbewerber die Eignung für
die angestrebte Schulart oder Form oder Fach-
richtung einer Schulart aufweist.

2. ABSCHNITT

EINSTUFUNGSPRÜFUNG

Zeitpunkt der Einstufungsprüfung

§ 3. Der Prüfungstermin (Termine der einzel-
nen Teilprüfungen) ist vom Schulleiter unter Be-
dachtnahme auf die einem Aufnahmsbewerber
hinsichtlich der angestrebten Schulstufe zumutbare
Leistungsfähigkeit festzusetzen. Bis zur erfolg-
reichen Ablegung der Einstufungsprüfung ist eine
Aufnahme nur als außerordentlicher Schüler zu-
lässig; bei der allgemeinen Schulpflicht unter-
liegenden Aufnahmsbewerbern darf eine Auf-
nahme als außerordentlicher Schüler zwölf
Monate nicht überschreiten.

Umfang der Einstufungsprüfung

§ 4. (1) Die Einstufungsprüfung ist in allen
Pflichtgegenständen mündlich (mündliche Teil-
prüfungen), in den Pflichtgegenständen, in denen
in den der angestrebten Schulstufe vorangegan-
genen Stufen Schularbeiten vorgesehen sind, so-
wohl schriftlich (schriftliche Teilprüfungen) als
auch mündlich (mündliche Teilprüfungen), in den
Pflichtgegenständen, in denen der praktische
Unterricht überwiegt, sowohl praktisch (prak-
tische Teilprüfungen) als auch mündlich (münd-
liche Teilprüfungen) abzulegen. In den zuletzt
genannten Pflichtgegenständen ist hinsichtlich der
Ablegung der mündlichen Teilprüfungen § 5
Abs. 11, ausgenommen lit. a sublit. aa, der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 371/1974 über die Leistungs-
beurteilung in Pflichtschulen sowie mittleren und
höheren Schulen anzuwenden. Jeder Pflichtgegen-
stand bildet ein Prüfungsgebiet.

(2) Bei der Festlegung des Umfanges der Ein-
stufungsprüfung haben in der Volksschule, im
Zweiten Klassenzug der Hauptschule und in den
Sonderschulen, ausgenommen in jenen, deren
Lehrplan dem des Ersten Klassenzuges der Haupt-
schule entspricht, die Pflichtgegenstände Musik-
erziehung, Bildnerische Erziehung, Schreiben,
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Werkerziehung (für Knaben, für Mädchen),
Hauswirtschaft, Kurzschrift und Leibesübungen
außer Betracht zu bleiben.

(3) Die Einstufungsprüfung hat Aufgaben zu
umfassen, die der Feststellung dienen, ob der
Aufnahmsbewerber über die zur erfolgreichen
Teilnahme am Unterricht der angestrebten Schul-
stufe erforderlichen allgemeinbildenden und
(oder) berufsbildenden Kenntnisse und (oder)
Fertigkeiten im Hinblick auf die Aufgabe der
betreffenden Schulart sowie die im Lehrplan der
betreffenden Schulart oder Form oder Fachrich-
tung festgelegten Bildungs- und Lehraufgaben
und Lehrstoffe der einzelnen Pflichtgegenstände
verfügt.

(4) Von der Überprüfung im Rahmen der
Einstufungsprüfung ausgenommen sind die durch
Zeugnisse von öffentlichen oder mit dem Öffent-
lichkeitsrecht ausgestatteten Schulen nachgewie-
senen Kenntnisse und Fertigkeiten, die zumin-
dest annähernd jenen entsprechen, die in den
der angestrebten Schulstufe vorangegangenen
Stufen der betreffenden Schulart oder Form oder
Fachrichtung vermittelt wurden. Von der Über-
prüfung ausgenommen sind ferner durch ein
Zeugnis über die Lehrabschlußprüfung in einem
facheinschlägigen Lehrberuf nachgewiesene oder
durch eine facheinschlägige Berufspraxis erwor-
bene Fertigkeiten.

(5) Der Feststellung, ob der Aufnahmsbewerber
über Kenntnisse und Fertigkeiten im Sinne des
Abs. 4 erster Satz verfügt, sind die Aufgabe der
betreffenden Schulart sowie die im Lehrplan der
betreffenden Schulart oder Form oder Fachrich-
tung festgelegten Bildungs- und Lehraufgaben,
Lehrstoffe und Stundenausmaße der einzelnen
Pflichtgegenstände zugrunde zu legen, jeweils
unter Vergleich mit der Aufgabe der bisher
besuchten Schulart sowie der vorgenannten, im
Lehrplan der bisher besuchten Schulart oder
Form oder Fachrichtung festgelegten Gesichts-
punkte.

(6) Die Festlegung des Umfanges der Einstu-
fungsprüfung obliegt dem Schulleiter.

Prüfungsstoff der Einstufungsprüfung

§ 5. Die Aufgaben für die schriftlichen, die
mündlichen und die praktischen Teilprüfungen
sind dem Bereich des Lehrstoffes der der ange-
strebten Schulstufe vorangegangenen Stufen der
betreffenden Schulart oder Form oder Fachrich-
tung zu entnehmen. Der Schwierigkeitsgrad der
Aufgabenstellungen hat sich nach den an die
Schüler der der angestrebten Schulstufe voran-
gegangenen Stufen gestellten Anforderungen zu
richten. Sofern die Aufnahme in die erste Stufe
einer Schulart oder Form oder Fachrichtung an-
gestrebt wird, treten an die Stelle der vorange-
gangenen Stufen der betreffenden Schulart, Form
oder Fachrichtung die Stufen jener Schulart, deren

erfolgreicher Abschluß Mindestvoraussetzung für
die Aufnahme in die angestrebte Schulstufe ist.

3. ABSCHNITT
AUFNAHMSPRÜFUNG

Zeitpunkt der Aufnahmsprüfung
§ 6. Der Prüfungstermin (Termine der einzel-

nen Teilprüfungen) ist vom Schulleiter festzu-
setzen. Die Aufnahmsprüfung (die einzelnen
Teilprüfungen) ist vom Schulleiter auf Ansuchen
des Übertrittsbewerbers bei gleichzeitiger Auf-
nahme als außerordentlicher Schüler aufzuschie-
ben, wenn in dessen Person rücksichtswürdige
Gründe vorliegen. Die Frist zur Ablegung der
Prüfung (der einzelnen Teilprüfungen) ist mit
höchstens einem halben Unterrichtsjahr je nach-
zuholender Schulstufe zu bemessen; hiebei darf
bei der allgemeinen Schulpflicht unterliegenden
Übertrittsbewerbern eine Aufnahme als außer-
ordentlicher Schüler zwölf Monate nicht über-
schreiten.

Umfang der Aufnahmsprüfung

§ 7. (1) Die Aufnahmsprüfung ist in allen
Pflichtgegenständen mündlich (mündliche Teil-
prüfungen), in den Pflichtgegenständen, in
denen in den der angestrebten Schul-
stufe vorangegangenen Stufen Schularbeiten
vorgesehen sind, sowohl schriftlich (schrift-
liche Teilprüfungen) als auch mündlich
(mündliche Teilprüfungen), in den Pflichtgegen-
ständen, in denen der praktische Unterricht über-
wiegt, sowohl praktisch (praktische Teilprüfun-
gen) als auch mündlich (mündliche Teilprüfungen)
abzulegen. In den zuletzt genannten Pflichtgegen-
ständen ist hinsichtlich der Ablegung der münd-
lichen Teilprüfungen § 5 Abs. 11, ausgenommen
lit. a sublit. aa, der Verordnung über die Lei-
stungsbeurteilung in Pflichtschulen sowie mitt-
leren und höheren Schulen anzuwenden. Jeder
Pflichtgegenstand bildet ein Prüfungsgebiet.

(2) Bei der Festlegung des Umfanges der Auf-
nahmsprüfung haben in der Volksschule, im
Zweiten Klassenzug der Hauptschule und in den
Sonderschulen, ausgenommen in jenen, deren
Lehrplan dem des Ersten Klassenzuges der Haupt-
schule entspricht, die Pflichtgegenstände Musik-
erziehung, Bildnerische Erziehung, Schreiben,
Werkerziehung (für Knaben, für Mädchen), Haus-
wirtschaft, Kurzschrift und Leibesübungen außer
Betracht zu bleiben.

(3) Die Aufnahmsprüfung hat Aufgaben aus
den Unterrichtsgegenständen zu umfassen, die in
einer der vorangegangenen Schulstufen der ange-
strebten Schulart oder Form oder Fachrichtung
einer Schulart Pflichtgegenstand waren und die
der Übertrittsbewerber noch nicht oder nicht in
annähernd gleichem Umfang besucht hat. Im
Falle des Übertrittes von Hauptschülern des
Ersten Klassenzuges in allgemeinbildende höhere
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Schulen hat die Aufnahmsprüfung Aufgaben aus
jenen Pflichtgegenständen zu umfassen, in denen
das Jahreszeugnis des Übertrittsbewerbers nicht
die für einen guten Gesamterfolg erforderlichen
Noten enthält (§ 30 Abs. 2 des Schulunterrichts-
gesetzes).

(4) Ein annähernd gleicher Umfang im Sinne
des Abs. 3 ist nicht gegeben, wenn

a) im Lehrplan der vom Überitrittsbewerber
bisher besuchten Schulart oder Form oder
Fachrichtung Lehrstoffgebiete nicht vorge-
sehen sind, die hinsichtlich der Pflichtgegen-
stände im Lehrplan der angestrebten
Schulart oder Form oder Fachrichtung in
den der angestrebten Schulstufe vorange-
gangenen Stufen enthalten sind oder

b) das Stundenausmaß des vom Übertritts-
bewerber bisher besuchten Pflichtgegenstan-
des weniger als drei Viertel des Stunden-
ausmaßes des betreffenden Pflichtgegen-
standes in den der angestrebten Schulstufe
vorangegangenen Stufen der angestrebten
Schulart oder Form oder Fachrichtung be-
trägt.

(5) Die Aufnahmsprüfung hat sich zu er-
strecken

a) in den Fällen, in denen der Übertrittsbe-
werber einen Pflichtgegenstand noch nicht
besucht hat, auf den gesamten Lehrstoff des
betreffenden Pflichtgegenstandes in den der
angestrebten Schulstufe vorangegangenen
Stufen der betreffenden Schulart oder Form
oder Fachrichtung;

b) in den Fällen, in denen der Übertrittsbe-
werber einen Pflichtgegenstand nicht in an-
nähernd gleichem Umfang besucht hat
(Abs. 4 lit. a und b), auf jene Lehrstoffge-
biete des betreffenden Pflichtgegenstandes,
die im Lehrplan der bisher besuchten Schul-
stufen nicht vorgesehen waren und die für
die weitere Ausbildung an der angestrebten
Schulart oder Form oder Fachrichtung
wesentlich sind.

(6) Die Festlegung des Umfanges der Auf-
nahmsprüfung obliegt dem Schulleiter.

Prüfungsstoff der Aufnahmsprüfung

§ 8. Die Aufgaben für die schriftlichen, die
mündlichen und die praktischen Teilprüfungen
sind dem Bereich des Lehrstoffes der der ange-
strebten Schulstufe vorangegangenen Stufen der
betreffenden Schulart oder Form oder Fachrich-
tung zu entnehmen. Der Schwierigkeitsgrad der
Aufgabenstellungen hat sich nach den an die
Schüler der der angestrebten Schulstufe vorange-
gangenen Stufen gestellten Anforderungen zu
richten.

4. ABSCHNITT
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

Bestellung der Prüfer

§ 9. Zur Durchführung der Einstufungsprüfung
bzw. der Aufnahmsprüfung hat der Schulleiter,
an Schulen, die in Fachabteilungen gegliedert sind,
der Abteilungsvorstand, für die einzelnen Prü-
fungsgebiete fachlich zuständige Lehrer als Prüfer
zu bestellen.

Durchführung der schriftlichen Teilprüfungen

§ 10. (1) Die Aufgaben sind vom Prüfer zu
stellen. Sie sind dem Prüfungskandidaten vor
Beginn der Teilprüfung in schriftlicher Form vor-
zulegen, ausgenommen kurze und einfache
Themenstellungen (z. B. Aufsatzthemen). Die für
die Vorlage der Aufgabenstellungen verwendete
Zeit ist in die Arbeitszeit nicht einzurechnen.

(2) Der Prüfungskandidat ist vor Beginn der
schriftlichen Teilprüfung auf die Folgen des Ge-
brauches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen ge-
mäß Abs. 4 hinzuweisen.

(3) Vorgetäuschte Leistungen (z. B. wegen Ge-
brauches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen)
sind nicht zu beurteilen; in diesem Fall darf die
schriftliche Teilprüfung mit neuer Aufgabenstel-
lung binnen einer Frist von acht Unterrichts-
tagen nochmals abgelegt werden. Der Prüfungs-
termin ist vom Schulleiter festzusetzen.

(4) Unerlaubte Hilfsmittel, deren sich der Prü-
fungskandidat bedienen könnte, sind diesem ab-
zunehmen und nach der betreffenden Teilprüfung
zurückzugeben.

(5) Das Verlassen des Prüfungsraumes während
der schriftlichen Teilprüfung ist nur in dringen-
den Fällen und nur einzeln zulässig. Bis zum Ab-
schluß der Prüfung dürfen weder Arbeiten noch
Teile davon oder Abschriften aus dem Prüfungs-
raum fortgenommen werden.

(6) Der Prüfungskandidat hat nach Beendigung,
der Prüfungsarbeit diese, alle Entwürfe und Auf-
zeichnungen abzugeben und den Prüfungsraum
zu verlassen.

(7) Über den Verlauf der Teilprüfung hat der
jeweils aufsichtsführende Lehrer ein Protokoll zu
führen, in dem Beginn und Ende der Aufsicht,
Beginn und Ende der Abwesenheit des Prüfungs-
kandidaten vom Prüfungsraum, der Zeitpunkt
der Ablieferung der Prüfungsarbeit, die Anzahl
der Beilagen sowie etwaige besondere Vorkomm-
nisse, insbesondere solche nach Abs. 3 und 4, zu
vermerken sind.

(8) Tritt während einer Teilprüfung ein unvor-
hergesehenes Ereignis ein, das die körperliche
Sicherheit oder die Gesundheit des Prüfungskan-
didaten gefährdet oder den ordnungsgemäßen
Ablauf der Teilprüfung schwerwiegend beein-
trächtigt, so ist diese unverzüglich abzubrechen.
In diesem Fall ist die Teilprüfung sofort nach
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Wegfall des Abbruchsgrundes fortzusetzen; sofern
bei Fortsetzung eine sichere Beurteilung nicht
gewährleistet ist, ist die Teilprüfung mit neuer
Aufgabenstellung nochmals durchzuführen.

Durchführung der mündlichen und der prak-
tischen Teilprüfungen

§ 11. (1) Die Aufgaben sind vom Prüfer zu
stellen. Im Rahmen der mündlichen Teilprüfun-
gen sind dem Prüfungskandidaten jeweils zwei
voneinander unabhängige Aufgaben vorzulegen.

(2) Ergibt sich aus der Lösung der Aufgaben
keine sichere Beurteilungsgrundlage, so hat der
Prüfer eine weitere Aufgabe zu stellen.

(3) Zur Vorbereitung auf jede Aufgabe ist dem
Prüfungskandidaten erforderlichenfalls eine ange-
messene Frist einzuräumen.

(4) Bedient sich ein Prüfungskandidat bei der
Lösung einer Aufgabe unerlaubter Hilfsmittel
oder Hilfen, ist die betreffende Aufgabe nicht zu
beurteilen und eine neue Aufgabe zu stellen.

(5) Die dem Prüfungskandidaten im Rahmen
der mündlichen und der praktischen Teilprüfung
gestellten Aufgaben sind im Prüfungsprotokoll zu
vermerken.

Dauer der Einstufungsprüfung bzw. der Auf-
nahmsprüfung

§ 12. (1) Die schriftlichen, die mündlichen und
die praktischen Teilprüfungen dürfen jeweils
nicht vor 7.30 Uhr beginnen und haben späte-
stens um 18.00 Uhr, für Prüfungskandidaten, die
der allgemeinen Schulpflicht unterliegen, späte-
stens um 17.00 Uhr zu enden. An einem Tag
sollen nicht mehr als drei Teilprüfungen statt-
finden.

(2) Die Dauer einer schriftlichen Teilprüfung
hat 50 Minuten, in den Prüfungsgebieten, in
denen in den der angestrebten Schulstufe voran-
gegangenen Stufen mindestens eine zwei- oder
mehrstündige Schularbeit lehrplanmäßig vor-
gesehen ist, jedoch 100 Minuten zu betragen. Die
Dauer einer mündlichen Teilprüfung hat in den
allgemeinbildenden Pflichtschulen höchstens
15 Minuten, in den übrigen Schulen 15 bis
30 Minuten zu betragen. Die Dauer einer prak-
tischen Teilprüfung hat in den allgemeinbilden-
den Schulen 30 bis 50 Minuten zu betragen; in
den übrigen Schulen ist die für die Gewinnung
einer sicheren Beurteilungsgrundlage erforder-
liche Zeit zur Verfügung zu stellen.

Beurteilung der Leistungen bei der Einstufungs-
prüfung bzw. bei der Aufnahmsprüfung

§ 13. (1) Die Leistungen des Prüfungskandida-
ten bei der Einstufungsprüfung bzw. bei der Auf-
nahmsprüfung sind in jedem Prüfungsgebiet vom
Prüfer zu beurteilen (Einzelbeurteilungen).

Grundlage der Beurteilung der Leistungen sind
die vom Prüfungskandidaten bei der Lösung der
Aufgaben erwiesene Kenntnis des Prüfungsgebie-
tes. Im übrigen finden die Bestimmungen des
§ 11 Abs. 2 und 5 bis 9 sowie der §§ 12 bis 17
der Verordnung über die Leistungsbeurteilung in
Pflichtschulen sowie mittleren und höheren Schu-
len Anwendung.

(2) Die Gesamtbeurteilung der Leistungen des
Prüfungskandidaten ist mit „bestanden" oder
„nicht bestanden" festzusetzen. Die Einstufungs-
prüfung bzw. die Aufnahmsprüfung ist „bestan-
den", wenn keine der Einzelbeurteilungen (Abs. 1)
mit „Nicht genügend" festgesetzt wird. Die Ein-
stufungsprüfung bzw. die Aufnahmsprüfung ist
„nicht bestanden", wenn auch nur eine Einzel-
beurteilung mit „Nicht genügend" festgesetzt
wird.

(3) Nach bestandener Einstufungsprüfung bzw.
Aufnahmsprüfung ist der Prüfungskandidat als
ordentlicher Schüler aufzunehmen. Hat er die
Einstufungsprüfung bzw. die Aufnahmsprüfung
nicht bestanden oder zwar bestanden, kann aber
wegen Platzmangels nicht in die Schule aufge-
nommen werden, ist ihm die Gesamtbeurteilung
zugleich mit der Ablehnung der Aufnahme
schriftlich bekanntzugeben.

(4) Die Einzelbeurteilungen (Abs. 1) und die
Gesamtbeurteilung (Abs. 2) sind in das Prüfungs-
protokoll aufzunehmen. Das Prüfungsprotokoll
ist vom Schulleiter und von den Prüfern zu
unterfertigen.

Unzulässigkeit einer Wiederholung der Einstu-
fungsprüfung bzw. der Aufnahmsprüfung

§ 14. (1) Eine Wiederholung der Einstufungs-
prüfung bzw. der Aufnahmsprüfung ist nicht zu-
lässig.

(2) Hat der Prüfungskandidat die Einstufungs-
prüfung bzw. die Aufnahmsprüfung für die an-
gestrebte Schulstufe nicht bestanden, so ist er be-
rechtigt, die Prüfung für eine niedrigere Stufe
derselben Schulart oder derselben Form oder
Fachrichtung einer Schulart abzulegen. Hiebei sind
dem Prüfungskandidaten im Rahmen der ersten,
nicht bestandenen Einstufungsprüfung bzw. Auf-
nahmsprüfung nicht mit „Nicht genügend" fest-
gesetzte Einzelbeurteilungen anzurechnen.

Verhinderung und Rücktritt des Prüfungskandi-
daten

§ 15. (1) Ist ein Prüfungskandidat an der Ab-
legung einer Teilprüfung verhindert, so darf er
diese mit neuer Aufgabenstellung zu einem vom
Schulleiter festzusetzenden Prüfungstermin
nachholen. Die Frist hiefür ist mit acht Unter-
richtstagen, gerechnet vom Wegfall des Hinde-
rungsgrundes, zu bemessen. Ist ein Prüfungskan-
didat jedoch nur vorübergehend verhindert, so ist
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ihm nach Möglichkeit Gelegenheit zur Fortset-
zung der betreffenden Teilprüfung, erforder-
lichenfalls unter neuer Aufgabenstellung, zu
geben.

(2) Abs. 1 erster und zweiter Satz finden sinn-
gemäß auf jene Fälle Anwendung, in denen der
Prüfungskandidat von einer Teilprüfung zurück-
tritt. Nach Entgegennahme der Aufgabenstellung
ist der Rücktritt nicht mehr zulässig; die be-
treffende Teilprüfung ist zu beurteilen.

Sinowatz

3 4 8 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 26. Juni
1976 über die Höhe der Monatsraten der
Remunerationen für Lehraufträge an Hoch-

schulen

Auf Grund der §§ 2 und 7 Abs. 2 des Bun-
desgesetzes vom 11. Juli 1974, BGBl. Nr. 463,
über die Abgeltung von Lehr- und Prüfungs-
tätigkeiten an Hochschulen wird verordnet:

§ 1. (1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1976 betra-
gen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen in Ver-
bindung mit den Art. I Z. 2 und VI Abs. 1
Z. 2 der 29. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 291/1976, für jede Semesterwochenstunde
eines Lehrauftrages

a) nach lit. a 1 174,80 Schilling,
b) nach lit. b 874,40 Schilling,
c) nach lit. c 573,80 Schilling.

(2) Mit Wirkung vom 1. Juli 1976 betragen
die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2 und
Abs. 4 des Bundesgesetzes über die Abgeltung
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschu-
len in Verbindung mit den Art. I Z. 2 und VI
Abs. 1 Z. 2 der 29. Gehaltsgesetz-Novelle, sofern
diese Remunerationen der Umsatzsteuer unter-

liegen, für jede Semesterwochenstunde eines Lehr-
auftrages

a) nach lit. a 1 245,30 Schilling,
b) nach lit. b 926,80 Schilling,
c) nach lit. c 608,20 Schilling.

§ 2. (1) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1977
betragen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen in Ver-
bindung mit den Art. II Z. 1 und VI Abs. 1
Z. 3 der 29. Gehaltsgesetz-Novelle für jede
Semesterwochenstunde eines Lehrauftrages

a) nach lit. a 1 191,10 Schilling,
b) nach lit. b 886,50 Schilling,
c) nach lit. c 581,70 Schilling.

(2) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1977 betra-
gen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2
und 4 des Bundesgesetzes über die Abgeltung
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hoch-
schulen in Verbindung mit den Art. II Z. 1 und
VI Abs. 1 Z. 3 der 29. Gehaltsgesetz-Novelle,
sofern diese Remunerationen der Umsatzsteuer
unterliegen, für jede Semesterwochenstunde eines
Lehrauftrages

a) nach lit. a 1 262,50 Schilling,
b) nach lit. b 939,70 Schilling,
c) nach lit. c 616,70 Schilling.

§ 3. Zu den in den §§ 1 und 2 genannten
Beträgen gebühren nach § 2 Abs. 3 des Bundes-
gesetzes über die Abgeltung von Lehr- und
Prüfungstätigkeiten an Hochschulen in Verbin-
dung mit dem § 3 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes
1956, BGBl. Nr. 54, in der jeweils geltenden
Fassung, in den Monaten März, Juni, September
und Dezember noch je eine Sonderzulage in
der Höhe von 50 v. H. der in den §§ 1 und 2
genannten Beträge.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 15. April 1975,
BGBl. Nr. 266, tritt mit Wirkung vom 1. Juli
1976 außer Kraft.

Firnberg
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